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Satzung  

des 

Maler-Einkauf Süd-West Stiftung e. V.   

Wiesbaden 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr, Gerichtsstand 

(1) Der Verein führt den Namen “Maler-Einkauf Süd-West Stiftung e. V.” Er soll in das 

Vereinsregister eingetragen werden; nach der Eintragung lautet der Name 

Maler-Einkauf Süd-West Stiftung e. V. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Wiesbaden. 

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

(4) Gerichtsstand ist der Sitz des Vereins. 

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit 

 

(1) Der Maler-Einkauf Süd-West Stiftung e. V. verfolgt ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte 

Zwecke" der Abgabenordnung. 

 

(2) Zweck des Vereins ist 

 
a) Förderbereich Maler- und Stuckateurhandwerk 

Die Stiftung unterstützt einerseits Jugendliche in der Ausbildung, die persön-

lich oder wirtschaftlich förderbedürftig sind oder aber aufgrund ihrer allgemei-

nen geistigen oder sozialen Entwicklung besonderer Zuwendung bedürfen. 

Der Verein bietet den jungen Menschen Orientierungshilfe.  
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Andererseits können Auszubildende von dem Verein profitieren, wenn sie 

durch überdurchschnittliche Leistungen und bemerkenswertes Engagement 

Vorbild für andere sind.  

 

b) Förderbereich Weiterbildung 

Weil Qualifikation ein lebenslanger Prozess ist, schließt der Verein auch eine 

Förderung der Fortbildung mit ein. Konkret angesprochen sind engagierte und 

begabte Absolventen einer handwerklichen oder akademischen Ausbildung in 

der genannten Sparte. Dies können Hilfsleistungen während der Meisteraus-

bildung sein, aber auch Unterstützungen in Form eines Stipendiums. 

 

c) Projekt- und Forschungsförderung 

Der Verein kann ebenfalls Projekte aus dem Bereich initiieren und fördern – 

beispielsweise Engagements, die den Erhalt denkmalgeschützter Bausub-

stanz aktiv und exemplarisch vorantreiben. Dies gilt auch für Forschungsauf-

gaben. Der Verein kann auch Projekte unterstützen, die sich insbesondere 

der Energieeffizienz von Gebäuden widmen.  

 

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Vergabe von Geld- 

und Sachpreisen und Stipendien als Anerkennung von besonderen Leistungen o-

der zur Unterstützung bei materieller Bedürftigkeit im Sinne des § 53 AO. 

 

(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

 

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine 

Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
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(1) Mitglieder des Vereins können alle natürlichen und juristischen Personen sowie 

Personengesellschaften werden, die sich für den Vereinszweck einsetzen wol-

len. 

 

(2) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahme-

antrag, der an den Vorstand zu richten ist. 

 

(3) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Bei 

Ablehnung des Antrags ist er nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe für 

die Ablehnung mitzuteilen. 

 

(4) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Ehrenmitglieder 

auf Lebenszeit ernennen. 

 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss, Insolvenz, Liquidation, Lö-

schung oder Austritt aus dem Verein. 

 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der 

Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden, wobei eine 

Kündigungsfrist von drei Monaten einzuhalten ist. 

 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlos-

sen werden, wenn es trotz zweimaliger, schriftlicher Mahnung mit der Zahlung 

von Mitgliedsbeiträgen oder von Umlagen im Rückstand ist. Der Ausschluss darf 

erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der zweiten Mahnung zwei 

Monate verstrichen sind und in dieser Mahnung der Ausschluss angedroht wur-

de. Der Beschluss des Vorstands über den Ausschluss muss dem Mitglied 

schriftlich mitgeteilt werden. 
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(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlos-

sen werden, wenn es schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins ver-

letzt. Vor der Beschlussfassung muss der Vorstand dem  

Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben. 

Der Beschluss des Vorstands ist dem Mitglied schriftlich zuzusenden. 

 

§ 5 Vermögen der Stiftung 
 
(1) Die Stiftung des Vereins ist mit einem Kapitalvermögen in Höhe von 50.000,00 € 

ausgestattet. 

 

(2) Umschichtungen des Stiftungsvermögens sind zulässig. Jedoch muss die dauern-

de und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszweckes gesichert sein. 

 

(3) Die Stiftung des Vereins erfüllt ihren Zweck aus den Erträgen des Stiftungsvermö-

gens und aus Zuwendungen Dritter, soweit diese nicht zur Aufstockung des Ver-

mögens bestimmt sind (Zustiftungen). Der Verein ist berechtigt, Zustiftungen ent-

gegen zu nehmen. 

 

(4) Rücklagen dürfen gebildet werden, soweit die Vorschriften des steuerlichen Ge-

meinnützigkeitsrechts dies zulassen. Der Vorstand kann freie Rücklagen dem Stif-

tungsvermögen zuführen.  

 

§ 6 Mitgliedsbeiträge, Aufbringung von Vereinsmitteln 

(1) Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Zur Finanzierung beson-

derer Vorhaben können Umlagen bis zur doppelten Höhe des Jahresbeitrags 

erhoben werden. 

 

(2) Vereinsmittel können auch durch einmalige oder laufende Zuschüsse und durch 

Spenden aufgebracht werden. 

 

(3) Höhe und Fälligkeit von Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der Mitglie-

derversammlung festgesetzt. 
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(4) Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und Umlagen 

befreit. 

 

(5) Der Vorstand kann in begründeten Fällen Beiträge und Umlagen ganz oder teil-

weise erlassen oder stunden. 

 

§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

Die Mitglieder sind berechtigt, an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. Sie 

haben die Interessen des Vereins zu wahren. 

 

§ 8 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 9 Vorstand 

(1) Der Vorstand des Vereins i. S. v. § 26 BGB besteht aus dem vorsitzenden Vor-

stand, dem stellvertretenden Vorstand und vier weiteren Vorstandsmitgliedern. 

Die Vorstände wählen aus ihrer Mitte den vorsitzenden Vorstand und den stell-

vertretenden Vorstand. 

 

(2) Der Verein wird durch zwei Mitglieder des Vorstandes vertreten.  

 

§ 10 Zuständigkeit des Vorstands 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 

durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat insbe-

sondere folgende Aufgaben: 

a) Führung der Vereinsgeschäfte und Verwaltung des Vereinsvermögens ein-

schließlich des Stiftungsvermögens; 
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b) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstel-

lung der Tagesordnung; 

c) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 

d) Aufstellung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresbe-

richts; 

e) Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern; 

f) Festlegung der Förderungsgrundsätze und Beschlussfassung über die Mit-

telverwendung 

 

§ 11 Wahl, Zusammensetzung und Amtsdauer des Vorstands 

(1) Vier Mitglieder des Vorstands, die selbst Mitglieder des Vereins sein müssen, 

werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren, gerechnet 

von der Wahl an, gewählt. Sie bleiben jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im 

Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Weitere geborene Mitglie-

der des Vorstands sind der jeweilige Aufsichtsratsvorsitzende der Maler-Einkauf 

Süd-West eG Wiesbaden sowie ein hauptamtliches Vorstandsmitglied.  

 

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die 

restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

 

§ 12 Geschäftsführung 

Mit der Führung der laufenden Geschäfte beauftragt der Vorstand die Geschäftsfüh-

rung der MEG.  

 

§ 13 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen Ver-

hinderung vom Stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen werden; die Tages-

ordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Die Einberufungsfrist beträgt 10 

Tage. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung folgenden Tag. 
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(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwe-

send sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzen-

den, bei dessen Abwesenheit die des Stellvertretenden Vorsitzenden. 

 

(3) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vor-

standsmitglieder dem zustimmen. 

 

§ 14 Kuratorium 

Der Vorstand kann die Einrichtung eines Kuratoriums beschließen, das ihn insbeson-

dere in Fragen der Förderungsgrundsätze und der Mittelverwendung beratend zur 

Seite steht. In diesem Fall entscheidet der Vorstand über die Zusammensetzung, die 

Dauer der Mitgliedschaft in dem Kuratorium und über die Abberufung seiner Mitglie-

der sowie über seine Arbeitsweise. 

 

§ 15 Mitgliederversammlung 

(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung 

des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. 

Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen; 

ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 

 

(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das 

nächste Geschäftsjahr; Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; 

Entlastung des Vorstands; 

b) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und Umlagen (§ 5); 

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands; 

d) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des 

Vereins; 
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e) Ernennung von Ehrenmitgliedern; 

f) Wahl des Kassenprüfers und dessen Stellvertreters. 

 

§ 16 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich im ersten Quartal 

eines Kalenderjahres statt. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist 

von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die 

Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden 

Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die 

letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet 

ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

 

(2) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversamm-

lung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. 

Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Ergän-

zung bekannt zu geben. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in 

Mitgliederversammlungen gestellt werden, beschließt die Versammlung. 

 

§ 17 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn 

das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Drittel der Mitglieder dies beim 

Vorstand schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

 

§ 18 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 

vom Stellvertretenden Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung wiederum von 

dem ältesten anwesenden Vorstand geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwe-

send, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die 

Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der vorhergehenden 
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Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. Der Versammlungsleiter 

bestimmt einen Protokollführer. 

 

(2) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung 

muss schriftlich durchgeführt werden, wenn die Mehrheit der erschienenen 

stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

 

(3) Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der anwesenden Mit-

glieder beschlussfähig. 

 

(4) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abge-

gebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. 

Zur Änderung der Satzung, des Vereinszwecks und der Auflösung des Vereins 

ist jedoch eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen er-

forderlich. 

 

(5) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 

Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gülti-

gen Stimmen erhalten, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die meis-

ten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjenige, 

der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das 

von dem Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

 

(6) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 

vom jeweiligen Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. 

 

§ 19 Kassenprüfer 

Die Mitgliederversammlung wählt jeweils für ein Geschäftsjahr einen Kassenprüfer 

und einen stellvertretenden Kassenprüfer. Der Kassenprüfer darf nicht gleichzeitig 

Mitglied des Vorstands sein. Er soll über das für die Wahrnehmung seiner Aufgabe 

erforderliche Fachwissen verfügen. Der Kassenprüfer überprüft die ordnungsgemäße 

Verwaltung des Vereinsvermögens. Der Vorstand kann hierzu einen schriftlichen Prü-
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fungskatalog aufstellen. Der Kassenprüfer hat ungehinderten Zugang zu allen Ver-

einsunterlagen. Der Vorstand hat ihn bei seiner Arbeit nach besten Wissen und Ge-

wissen zu unterstützen. Bei der Erstellung seines Prüfungsberichts ist der Kassenprü-

fer an Weisungen nicht gebunden.  

§ 20 Auflösung des Vereins

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen

werden (§ 16 Abs. 4).

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende

und der Stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquida-

toren.

(3) Das nach Beendigung der Liquidation oder bei Wegfall des steuerbegünstigten

Zweckes vorhandene Vermögen fällt an die Handwerkskammer Wiesbaden, die

es unmittelbar und ausschließlich zu steuerbegünstigten Zwecken für steuerbe-

günstigte Zwecke im Sinne der Abgabeordnung zu verwenden hat. Das gilt auch

für den Wegfall des steuerbegünstigten Zwecks.

Wiesbaden, den 20. November 2008 
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Unterschriften der Gründungsmitglieder: 

 

 

 

____________________ 

Jürgen Doege  

 

 

Maler-Einkauf Süd-West eG, vertreten durch:  

 

 

 

____________________ ____________________ 

Adolf Gorczynski Herrmann Schultze  

 

 

 

____________________ ____________________ 

Heinz Held  Lothar Steingässer 

 

 

 

____________________ ____________________ 

Thomas Heymann Karl-Josef Wirges 

 

 

 

__________________ 

Dieter Lautner  


